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1. Anlass und Ziel der Planung  

Die Gemeinde Eching am Ammersee möchte das bestehende Ortsbild am nördlichen 

Ortseingang erhalten und zugleich ein moderates Wachstum ermöglichen. Aufgrund 

von Eigentumswechseln und damit verbundenen Bauanfragen bzw. Anträgen auf 

Baugenehmigung im Gebiet „Östlich der Zankenhauser Straße“ sowie im gegenüber-

liegenden Bereich westlich der Zankenhauser Straße im Bereich „Zum Eichet / Wei-

denweg“ hat sich die Gemeinde entschlossen eine geordnete städtebauliche Struktur 

entlang der Zankenhauser Straße gezielt mit einfachen Bebauungsplänen zu steuern. 

In der Sitzung vom 01.08.2023 hat der Gemeinderat die Aufstellung der beiden Be-

bauungspläne der Innenentwicklung beschlossen. Zur Sicherung der Planung wur-

den zudem für beide Plangebiete Veränderungssperren gem. §§ 14 und 16 BauGB 

erlassen. 

Die städtebaulichen Ziele des vorliegenden Bebauungsplans sind: 

▪ Erhalt des bestehenden Ortsbildes unter Berücksichtigung der ortstypischen 

Kubaturen, der baulichen Gestaltung und Raumkanten 

▪ Moderate Weiterentwicklung der bestehenden Wohnbebauung durch Be-

schränkung der Anzahl der Wohneinheiten im Verhältnis zur Grundstücks-

größe 

▪ Fortentwicklung der städtebaulichen Struktur insbesondere der Höhenent-

wicklung unter Berücksichtigung der bestehenden Topografie  

▪ Sicherung der bestehenden Vorgartenzone entlang der Zankenhauser Straße 

▪ Sicherung bestehender Bäume und Grünstrukturen als Maßnahme zur Klima-

anpassung  

Da beide Plangebiete voll erschlossen sind, besteht aus Sicht der Gemeinde kein 

Regelungsbedarf für die öffentlichen Verkehrsflächen. Der Bebauungsplan wird da-

her als einfacher Bebauungsplan ohne Festsetzung der öffentlichen Verkehrsflächen 

aufgestellt. 

Die Erarbeitung des Nachverdichtungskonzeptes sowie die Ausarbeitung des Bebau-

ungsplans wurde der Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München übertra-

gen. 

Durch die moderate Nachverdichtung kann Wohnraum mit unterschiedlichen Wohn-

formen und -größen geschaffen werden. Bei der vorliegenden Bauleitplanung werden 

die städtebauliche Anordnung der baulich genutzten Flächen bei gleichzeitiger Be-

wahrung der Eigenart der näheren Umgebung berücksichtigt. Die Sicherung der 

Grünflächen und - soweit möglich - des bestehenden Baumbestands, bewahrt die 

Einbindung in das dörfliche, ländlich geprägte sowie locker bebaute Orts- und Land-

schaftsbild. 

Der Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen für einen Bebauungsplan der Innen-

entwicklung gem. § 13a BauGB. Bei der geplanten Errichtung handelt sich um eine 

Maßnahme der Innenentwicklung. Durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans 

wird die Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich vermieden. Dadurch wird 

dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (BauGB §1a Abs. 2) ent-

sprochen. 
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2. Plangebiet 

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke mit der Fl. Nrn. 992/4, 990/3, 990, 990/2, 

988/7, 988/1, 988, 988/12, 988/13, 987, 987/5, 987/6, 46. 

2.1 Lage 

Das Plangebiet liegt nördlich vom Ortskern Eching, eingerahmt von der Zankenhau-

ser Straße (westlich), Gartenstraße (nördlich), Angerwiesenweg (südlich) und der 

Windach (südlich), sowie weitere Wohnflächen östlich. 

Insgesamt weist das Plangebiet eine Größe von ca. 7.940 m² auf. Die Topografie fällt 

von der westlichen Zankenhauser Straße nach Osten, sowie von Norden nach Süden 

ab. 

 

Abb. 1 Plangebiet (schwarze Umgrenzung), ohne Maßstab, Quelle: © BayernAtlas, Stand: 2022 
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2.2 Nutzungen  

Die vorhandenen Nutzungen innerhalb des Plangebiets dienen überwiegend dem 

Wohnen. In der direkten Umgebung befinden sich keine störenden gewerblichen Be-

triebe, punktuell bestehen Anlagen der gesundheitlichen Versorgung bzw. für freie 

Berufe. Weiter südöstlich außerhalb des Plangebietes befindet sich das Kinderhaus 

„Fortschritt“. Die bestehende Nutzungsstruktur entspricht der eines Allgemeinen 

Wohngebiets gemäß § 4 BauNVO und soll auch so weiterhin erhalten werden. 

Das Plangebiet ist Teil einer gewachsenen, gut erschlossenen Ortsstruktur, in der im 

Laufe der Zeit zunehmend größere Wohngebäude entstanden sind. Die Grundstücke 

variieren in ihrer Größe und verfügen teilweise über großzügige, gut eingewachsene 

Gartenflächen. 

2.3 Eigentumsverhältnisse 

Die Grundstücke innerhalb des Plangebietes befinden sich ausschließlich im Privat-

eigentum. 

2.4 Erschließung 

Die verkehrliche und technische Erschließung (Wasserversorgung, Abwasser- und 

Abfallentsorgung sowie leitungsgebundene Energie und Telekommunikationslinien 

etc.) sind über die Zankenhauser Straße gegeben. Das Gebiet ist vollständig er-

schlossen.  

2.5 Flora/ Fauna 

Ca. 80 m östlich des Plangebiets beginnt sich das Landschaftsschutzgebiet LSG-

00509.01 (LL-13) „Ammersee West“.  Innerhalb des Geltungsbereichs oder in dessen 

direkter Umgebung befinden sich keine amtlich kartierten Biotope oder andere natur-

schutzfachlich wertvollen Flächen. 

 

Abb. 2 Plangebiet (rot), Landschaftsschutzgebiet (grün gepunktet), ohne Maßstab, Quelle: © Bayer-
nAtlas, Stand 08.2024 
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2.6 Boden  

Der Boden im Plangebiet ist nach Übersichtsbodenkarte von Bayern (M 1:25.000)  

fast ausschließlich (Acker) Pararendzina aus Carbonatsandkies bis -schluffkies 

(Schotter). 

Die Niederschlagswasserbeseitigung im Bestand erfolgt durch flächige Versickerung 

auf den eigenen Grund. Durch die Nachverdichtung ergeben sich hier keine wesent-

lichen Änderungen. 

 

Abb. 3 Übersichtsbodenkarte, ohne Maßstab, Quelle: BayernAtlas, Stand 08.2024 

2.6.1 Altlastenverdacht  

Altlasten durch Auffüllungen oder sonstige Bodenverunreinigungen sind der Ge-

meinde nicht bekannt. Es liegen keine Anhaltspunkte vor, die sich z.B. aus einer ge-

werblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ableiten lassen.  

2.7 Denkmäler 

In ca. 210 m Luftentfernung südlich des Plangebiets befindet sich im alten Ortskern 

das Bodendenkmal „Untertägige mittelalterliche und frühneuzeitliche Befunde im Be-

reich der Kath. Pfarrkirche St. Petrus und Paulus in Eching a.Ammersee und ihrer 

Vorgängerbauten.“ (D-1-7932-0137). 

Die nächstgelegenen Baudenkmäler liegen im Umfeld des Bodendenkmals. Es han-

delt sich um die katholische Kirche „St. Petrus und Paulus“ (D-1-81-115-1).  

Innerhalb des Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplans sind keine Bau- 

und Bodendenkmäler bekannt. Durch die geplante Nachverdichtung ergeben sich für 

die Boden- und Baudenkmäler im Ortskern keine Beeinträchtigungen. 
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Archäologische Fundstellen werden im Geltungsbereich und im näheren Umfeld nicht 

vermutet. Auf die ungeachtet dessen nach Art. 8 DSchG bestehende Meldepflicht an 

das Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde beim 

Landratsamt bei evtl. zu Tage tretenden Bodenfunden wird unter Nr. 5 im Teil B der 

Satzung hingewiesen.  

 

Abb. 4 Bau- und Bodendenkmäler, ohne Maßstab, Quelle: Bayerische Vermessungsverwaltung, 
Quelle: Bayerischer Denkmal-Atlas, Stand 08.2024 

2.8 Wasser 

Im Umgriff bzw. Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind gemäß Landesmess-

netz Grundwasserstand (Stand 08.2024) keine Grundwassermessstellen des Lan-

desgrundwasserdienstes vorhanden.  

Es befinden sich keine oberirdischen Gewässer, wassersensible Bereiche, Hochwas-

sergefahrenflächen, Überschwemmungsgebiete oder Wasserschutzgebiete inner-

halb oder in der näheren Umgebung des Geltungsbereichs.  

Sturzflutsimulationen zeigen, dass das abfließende Niederschlagswasser mittig durch 

das Plangebiet vorbeifließt. Aufgrund des Geländeverlaufs bestehen keine Hinweise 

auf eine besondere Gefährdung oberflächlich abfließendes Wasser z.B. bei Starkre-

genereignissen. 

http://geoportal.bayern.de/bayernatlas/?X=5417128.57&Y=4440368.00&zoom=10&lang=de&topic=ba&bgLayer=atkis&catalogNodes=122&layers=WMS%7C%7CLandesmessnetz%20Grundwasserstand%7C%7Chttp:%2F%2Fwww.lfu.bayern.de%2Fgdi%2Fwms%2Fwasser%2Flandesmessnetze%3F%7C%7Cgrundwasserstand,WMS%7C%7CLandesmessnetz%20Quellen%7C%7Chttp:%2F%2Fwww.lfu.bayern.de%2Fgdi%2Fwms%2Fwasser%2Flandesmessnetze%3F%7C%7Cquellen#wvIgNIRT
http://geoportal.bayern.de/bayernatlas/?X=5417128.57&Y=4440368.00&zoom=10&lang=de&topic=ba&bgLayer=atkis&catalogNodes=122&layers=WMS%7C%7CLandesmessnetz%20Grundwasserstand%7C%7Chttp:%2F%2Fwww.lfu.bayern.de%2Fgdi%2Fwms%2Fwasser%2Flandesmessnetze%3F%7C%7Cgrundwasserstand,WMS%7C%7CLandesmessnetz%20Quellen%7C%7Chttp:%2F%2Fwww.lfu.bayern.de%2Fgdi%2Fwms%2Fwasser%2Flandesmessnetze%3F%7C%7Cquellen#wvIgNIRT
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Abb. 5 Überschwemmungsgebiet und Hochwassergefahrenflächen, Quelle: © Bayernatlas, Stand 
08.2024 

 

Abb. 6 Sturzflutkarte mit Lage des Plangebietes (rot), Quelle: © Umweltatlas, Stand 08.2024  
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3. Planungsrechtliche Voraussetzungen 

3.1 Landes- und Regionalplan 

Gemäß LEP 1.2.1 Z ist der demographische Wandel bei allen raumbedeutsamen Pla-

nungen und Maßnahmen, insbesondere bei der Daseinsvorsorge und der Siedlungs-

entwicklung, zu beachten. Deshalb muss bei der Neuausweisung von Neubauflächen 

grundsätzlich der entsprechende Bedarf nachgewiesen werden. 

Die Ausweisung von Wohnbauflächen ergibt sich ganz vorrangig aus Bevölkerungs-

zuwächsen, die sich aus den regelmäßigen Bevölkerungsvorausberechnungen des 

Landesamts für Statistik ergeben. So soll die Siedlungs- auf die Bevölkerungsent-

wicklung abgestimmt werden (vgl. LEP 1.2.1 Z). 

Die Abwanderung vor allem junger Bevölkerungsgruppen soll insbesondere in denje-

nigen Teilräumen, die besonders vom demographischen Wandel betroffen sind, ver-

mindert werden. Hierzu sollen bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 

die Möglichkeiten (…) zur Bewahrung und zum Ausbau eines attraktiven Wohn-, Ar-

beits- und Lebensumfelds insbesondere für Kinder, Jugendliche, Auszubildende, Stu-

denten sowie für Familien und ältere Menschen genutzt werden (LEP 1.2.2 G). 

Daher sollte neben den Bevölkerungszuwächsen auch die durch den demographi-

schen Wandel veränderte Altersstruktur sowie die unterschiedlichen Raumansprüche 

der Wohnbevölkerung beachtet werden (Auslegungshilfe, Anforderungen an die Prü-

fung des Bedarfs neuer Siedlungsflächen). 

Der Demographie-Spiegel für Eching a. Ammersee prognostiziert bis zum Jahr 2033 

eine Bevölkerungsabnahme von 3,2 Prozent. Dabei nimmt die Bevölkerung in den 

Alterskohorten 18 bis 40-Jährige (-18,9 Prozent) und 40 bis 65-Jährige (-13,4 Pro-

zent) deutlich ab. Die über 65-Jährigen nehmen mit 19,8 Prozent zu, aber auch die 

unter 18-Jährigen werden mit ca. 11 Prozent zunehmen. 

Baulandausweisungen sind zur Bewältigung des Einwohnerrückgangs grundsätzlich 

ungeeignet und können die negativen Folgen des demographischen Wandels sogar 

verstärken (LEP 1.2.1 B). 

Allerdings handelt es sich bei den überplanten Flächen um Innenbereichsflächen, die 

eine städtebauliche Ordnung erfahren. Bei der geplante moderaten Nachverdichtung 

handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung. Ziel ist es Wohnraum für un-

terschiedliche Wohnformen in unterschiedlicher Größe zu schaffen, um u.a. in diesem 

Ortsbereich den zu erwartenden Wohnraumbedarf der nächsten Jahre zu decken. 

Durch die Neuaufstellung des Bebauungsplans wird die Inanspruchnahme von Flä-

chen im Außenbereich vermieden. Dadurch wird dem Ziel eines sparsamen Umgangs 

mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 BauGB) entsprochen. Die Gemeinde folgt damit 

den Zielen der Flächensparoffensive des Bayerischen Staatsministeriums für Wirt-

schaft, Landesentwicklung und Energie und nutzt vorhandene Flächenpotentiale. 

3.2 Flächennutzungsplan 

Das Plangebiet ist im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Eching 

am Ammersee als Wohnbauflächen mit der Kennzeichnung „Allgemeines Wohnge-

biet“ (WA) dargestellt. Das Plangebiet grenzt im Süden, Norden, Süd-Westen und 

Osten an weiteren Allgemeinen Wohngebieten, im Norden-Westen an ein Mischge-

biet. 
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Abb. 7 Ausschnitt aus dem wirksamen FNP, ohne Maßstab 

Die im Flächennutzungsplan dargestellten Flächen entsprechen der geplanten oder 

bestehenden Nutzungen mit Wohnbauflächen. Der Bebauungsplan entwickelt sich 

gem. § 8 Abs. 2 BauGB umfänglich aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan. 

3.3 Bebauungspläne und Satzungen 

Rechtsverbindliche Bebauungspläne für das Plangebiet bestehen nicht. Es ist als un-

beplanter Innenbereich zu bezeichnen, indem sich die Zulässigkeit von Vorhaben 

nach § 34 BauGB richtet. Weitere Bebauungspläne und Satzungen aus der direkten 

Umgebung sind nicht gegeben. 

Die Gemeinde Eching am Ammersee verfügt über eine Satzung über Einfriedungen 

von 2026 und Stellplatzsatzung von 2025. 

3.4 Maßnahme der Innenentwicklung 

Der Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen für einen Bebauungsplan der Innen-

entwicklung. Es handelt sich um eine Maßnahme der Innenentwicklung in einem be-

stehenden, allgemeinen Wohngebiet.  

Es wird die Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich vermieden. Dadurch 

wird dem Ziel eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden (BauGB § 1a Abs. 2) 

entsprochen. 

Der Bebauungsplan erfüllt die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren ge-

mäß§ 13a Abs. 1 BauGB: 

  



Eching am Ammersee Begründung - Bebauungsplan „Gebiet östlich der Zankenhauser Straße“ 09.06.2026 

 

PV Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München ECA 2-38 Seite 11/38 

▪ Die festgesetzte Grundfläche beträgt mit etwa 1.795 m² deutlich weniger als 

20.000 m². (§ 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB) 

▪ Die Planung begründet keine Zulässigkeit von Vorhaben, die der Pflicht zur 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. (§ 13a Abs. 1 

Satz 4 BauGB) 

▪ Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 2000-Ge-

bieten oder dafür, dass Pflichten gemäß § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind. 

(§13a Abs. 1 Satz 5 BauGB) 

 

Daher treten die Verfahrenserleichterungen nach § 13 Abs. 2 BauGB ein: 

▪ Von der frühzeitigen Beteiligung nach § 3 Abs.1 und § 4 Abs. 1 BauGB kann ab-

gesehen werden (§ 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

▪ Von der Durchführung einer Umweltprüfung, dem Umweltbericht, der Hinweis-

pflicht auf umweltbezogene Informationen kann abgesehen werden (§ 13a Abs. 2 

Nr. 1 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB). 

▪ Ausgleichsmaßnahmen sind nicht erforderlich, da kein zusätzlicher Eingriff er-

folgt, bzw. Eingriffe im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 BauGB als vor der planeri-

schen Entscheidung erfolgt und zulässig gelten. (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). 

 

3.5 Bodenschutz 

Zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nut-

zungen hat die Gemeinde geprüft, welche Möglichkeiten der Entwicklung in Eching 

am Ammersee insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachver-

dichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung bestehen. Die Verwaltung 

hat dazu Flurstücke definiert, die nach ihrer Einschätzung als Baulücken einzustufen 

sind und für Flurstücke, die ein Nachverdichtungs- bzw. Neustrukturierungspotenzial 

bieten würden. Die gegenständlichen Flurstücke Fl. Nr. 992/4, 990/3, 990, 990/2, 

988/7, 988/1, 988, 988/12, 988/13, 987, 987/5, 987/6, 46 entsprechen diesen Vorga-

ben und sind für das gemeindliche Ziel des Bodenschutzes durch Maßnahmen der 

Nachverdichtung gut geeignet.  

Diese Inanspruchnahme erfolgt nur im notwendigen Umfang; die Bodenversiegelung 

soll durch entsprechende Festsetzungen auf das notwendige Maß begrenzt werden.   
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4. Bestandsanalyse 

Das Plangebiet ist bis auf ein Grundstück vollständig bebaut und befindet sich inmit-

ten der nördlichen Siedlungsstruktur des Hauptortes Eching am Ammersee. Die bau-

rechtliche Beurteilung erfolgte bisher nach § 34 BauGB, somit ergab sich die Zuläs-

sigkeit von Vorhaben, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen Nutzung, der 

Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart der 

näheren Umgebung einfügt. 

Es ist eine gewachsene, gut erschlossene Ortstruktur, in der mit der Zeit größere 

Wohngebäude entstanden sind. Die meisten Grundstücke sind in ihrer Bestandsbe-

bauung seit mehr als 7 Jahren unverändert. Die Grundstücke sind unterschiedlich 

groß mit z.T. großen gut eingewachsenen Gartenflächen.  

Für das Grundstück mit den Fl. Nrn. 988, 988/12 und 988/13 gibt es eine Baugeneh-

migung aus dem Jahr 2022 für ein dreispänniges Reihenhaus und einen genehmigten 

Vorbescheid von 2023 für zwei Einzelhäuser. Das Bestandsgebäude auf dem o.g. 

Grundstück wurde etwa zum Zeitpunkt der Antragsstellung abgerissen. Das Grund-

stück liegt seither brach. 

4.1 Nutzungen 

Die Nutzung im Plangebiet dient vorwiegend dem Wohnen. Im näheren Umfeld über-

wiegt ebenfalls Wohnnutzung, wobei auch einzelne Betriebe vorhanden sind, die ge-

sundheitlichen Versorgung bzw. den freien Berufen zuzuordnen sind. Aktive landwirt-

schaftliche Betriebe sind im Geltungsbereich nicht, jedoch mit dem Siedlerhof im 

Nordwesten in der weiteren Umgebung anzutreffen.  

4.2 Städtebauliche Struktur/Bauweise 

Die städtebauliche Struktur im Plangebiet ist gekennzeichnet von Einzelgebäuden in 

offener Bauweise. Aufgrund unterschiedlicher Grundflächen, Anbauten und einer vor-

wiegend zweigeschossigen Höhenentwicklung ergeben sich auf den Grundstücken 

zwar unterschiedliche Kubaturen, insgesamt kann man jedoch von einer weitgehend 

homogenen Bestandsstruktur sprechen, die von einer lockeren Bebauung mit attrak-

tiven Gartenflächen geprägt ist.  

Sowohl innerhalb des Plangebietes als auch in der Umgebung überwiegen Einfamili-

enhäuser, vereinzelt finden sich auch Doppelhausstrukturen. Eine Ausnahme bildet 

das Mehrfamilienhaus auf dem Grundstück Flurstück Nr. 990/2 und das auf der Fl. 

Nr. 1243/1 außerhalb des Plangebietes.  

Innerhalb des Plangebietes „Östlich der Zankenhauser Straße“ sind die Gebäude 

mehrheitlich traufständig zur Zankenhauser Straße ausgerichtet.  

Die Gebäudegrundflächen und die Grundstücksgrößen sind unterschiedlich, so dass 

sich damit auch eine unterschiedliche, bauliche Dichte im Bestand ergibt. 

Die aktuelle bauliche Situation umfasst Kennwerte mit folgenden Spannweiten: 

▪ Grundflächen der Bestandsgebäude: ca. 116 m² bis 176 m² (Körnung) 

▪ Baudichte (GRZ): 0,13 bis 0,22, Einzelfälle > 0,25 

▪ Gesamtversiegelung (Schätzwert in Gesamt-GRZ): 0,27 bis 0,65 
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Abb. 8 Bestandsanalyse Baudichte, Stand: September 2024 

Einen städtebaulichen Solitär stellt das Gebäude auf der Fl. Nr. 992/4 im Norden des 

Plangebietes dar. So wurde der Bestand im Laufe der Jahre durch Anbauten immer 

mehr erweitert. Mit einer Grundfläche von 275 m² weist er nun eine Größe, Baudichte 

und Gesamtversiegelung auf, die sich so in der Umgebung nicht wiederfindet und 

auch nicht maßstabsbildend für das Plangebiet ist. 

 

Abb. 9 Bestandsgebäude auf Fl. Nr. 992/4 mit westlichem Anbau, Ansicht von der Zankenhauser 
Straße, Quelle: PV München, Stand: Oktober 2023 
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4.3 Topografie und Höhenentwicklung 

Die Gelände- und Straßenhöhen sowie die Höhenentwicklung der Bestandsgebäude 

wurden vermessen. In der Vermessung wurde auch erhaltenswerte Bestandsbäume 

und -Gehölze erfasst. 

 

Abb. 10 Vermessung Bestandssituation entlang der Zankenhauser Straße, zwischen Angerwiesen-
weg und Gartenstraße, Quelle: Dr. Blasy - Dr. Øverland Ingenieure GmbH, Stand: März 
2024 

Die Topografie im Plangebiet fällt von Westen nach Osten, sowie von Norden nach 

Süden ab. Die Bestandsgebäude liegt meist unterhalb des Straßenniveaus der Zan-

kenhauser Straße. 
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Abb. 11 Visualisierung Bestandssituation, Vogelperspektive von Nord, Quelle: PV München, Stand: 
Dezember 2024 

Zwischen dem Grundstück Fl. Nr. 988/1 und dem Grundstück mit den Fl. Nrn. 988, 

988/12 und 988/13 ist ein Geländesprung, der mit einer Stützmauer absetzt ist. 

 

Abb. 12 Stützmauer zwischen Fl Nr. 988/1 und 988, Quelle: PV München, Stand: Oktober 2023 

Die Höhenentwicklung ist überwiegend zweigeschossig, im Süden des Plangebietes 

sind auch einige eingeschossige Gebäude mit ausgebautem Dach vorhanden. Dem 

entsprechend finden sich hier auch deutlich geringer Wandhöhen von nur 3,2 (berg-

seitig) bis 4,0 m (talseitig). Die Spannweite der Höhenentwicklung ist: 

▪ Maximale Wandhöhen (talseitig gemessen): 3,45 m bis 6,65 m 

▪ Geschossigkeit: I + D bis II + D 

▪ Dachneigungen: 17° bis 50° 
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Abb. 13 Bestandsanalyse Baudichte, Stand: September 2024 

Ein Sonderfall in der Höhenentwicklung ist die bergseitige Wandhöhe in einem Teil-

bereich des Gebäudes auf der Fl. Nr. 990/2. So hat die Vermessung im nördlichen 

Bereich aufgrund eines Fassadenrücksprungs und im Bereich des Quergiebels eine 

Wandhöhe von 7,8 m ergeben, die Wandhöhe des Gebäudes entspricht im Übrigen 

jedoch einer ortsüblichen, bergseitigen Wandhöhe von 5,7 m. 

 

Abb. 14 Bestandsgebäude mit kleinem Quergiebel auf Fl. Nr. 990/2, Quelle: PV München, Stand: 
Oktober 2023 

4.4 Wohneinheiten 

Das Plangebiet ist vorwiegend von Einfamilienhäusern mit einer Wohneinheit und Ge-

bäuden mit 2 Wohneinheiten (Zweifamilien- bzw. vereinzelt Doppelhäusern) geprägt.  
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Sowohl innerhalb des Plangebietes als auch in der direkten Umgebung finden sich 

nur wenige Gebäude mit 3 oder mehr Wohneinheiten. 

 

Abb. 15 Bestandsanalyse Wohneinheiten, Stand: September 2024 

4.5 Grünstruktur 

Entlang der Zankenhauser Straße gibt es eine erkennbare Vorgartenzone, die punk-

tuell von Garagenzufahrten durchbrochen wird. Die Grundstücke sind weitgehend gut 

eingewachsen und weisen insbesondere im östlichen Bereich erhaltenswerte Grün-

strukturen auf. Alle Grundstücke haben Einfriedungen in unterschiedlichen Höhen 

und weisen vielfältige Heckenstrukturen auf.  

Insgesamt wirkt der Straßenraum eingegrünt. Auf Fl. Nr. 990 steht an der Zanken-

hauser Straße eine vitale, erhaltenswerte Vogelkirsche mit einem Kronendurchmes-

ser von ca. 8 m. Zu Verbesserung der thermischen Last, wäre es wünschenswert, 

wenn entlang des Straßenraum noch weitere Baumpflanzungen erfolgen. 

    

Abb. 16 Links: Vogelkirsche auf Fl. Nr. 990, rechts: Hecke und Eingrünung in der Vorgartenzone auf 
Fl. Nr. 46, Quelle: PV München, Stand: Oktober 2023 
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4.6 Fazit 

Das Plangebiet ist bereits bebaut. Teilweise besteht Nachverdichtungspotential auf 

einzelnen Grundstücken. Je nach Grundstücksgröße- und zuschnitt sowie nach Ku-

batur des Bestandsgebäudes kann eine Nachverdichtung in der Fläche und/oder in 

der Höhenentwicklung erfolgen. Bei einige Grundstücken weist der Bestand bereits 

ein Maß der baulichen Nutzung auf, die keine Nachverdichtung mehr zulässt. Das 

Planungsziel für diesen Geltungsbereich liegt daher verstärkt auf dem Erhalt des 

Ortsbildes, Regelungen zur baulichen Gestaltung und auf dem Erhalt bzw. der Ver-

besserung der Grünstrukturen entlang der Zankenhauser Straße.  
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5. Planinhalte 

Aufgrund der bestehenden Kubaturen im Plangebiet wurde für die maßvolle Fortent-

wicklung die Bebaubarkeit der einzelnen Grundstücke in den Blick genommen. Unter 

Berücksichtigung der Erschließung, der Grundstückszuschnitte, der Topografie und 

der bestehenden Grünstrukturen definiert der Bebauungsplan Festsetzungen, die v.a. 

den Erhalt des bestehenden Ortsbildes i.V.m einer moderaten Nachverdichtung der 

städtebaulichen Struktur ermöglichen.  

Das übergeordnete städtebauliche Leitbild des Bebauungsplans ist der Erhalt des 

bestehenden Ortsbildes unter Berücksichtigung der ortstypischen, maßvollen Kuba-

turen sowie die Fortentwicklung einer lockeren, von attraktiven Gartenflächen gepräg-

ten Bebauungsstruktur in offener Bauweise. Dabei soll zudem die bestehende Topo-

grafie als Bestandteil des Ortsbildes gewahrt bleiben. 

Der Gemeinde ist bewusst, dass der Bebauungsplan in geringem Umfang Baurecht 

nach § 34 BauGB entziehen kann. Soweit im Umgriff vereinzelt größere Grundflächen 

vorhanden sind, handelt es sich städtebaulich um Einzelentwicklungen der Vergan-

genheit, die das weitgehend homogene, lockere Ortsbild beeinträchtigen und deren 

Wiederholung die Gemeinde verhindern will. Das Gebäude auf Fl. Nr. 992/4 ist durch 

eine Reihe von Anbauten in der Vergangenheit in der Fläche immer weiter vergrößert 

worden. Mit einer Grundfläche von 275 m² weist es nun eine Größe, Baudichte und 

Gesamtversiegelung auf, die sich so in der Umgebung nicht wiederfindet und als städ-

tebaulicher Solitär auch nicht maßstabsbildend für das Plangebiet sein soll. 

Mit den Festsetzungen im Bebauungsplan werden der Erhalt der prägenden städte-

baulichen Struktur und Grünstrukturen sowie die Sicherung einer geordneten städte-

baulichen Entwicklung, die Bewahrung des Ortsbilds, gesunde Wohn- und Arbeits-

verhältnisse sichergestellt. Als Maßnahmen zur Klimaanpassung sollen weitere Bo-

denversiegelung, eine unangemessene Erhöhung der Baudichte sowie eine erhebli-

che Verkehrsmehrung und Probleme durch den ruhenden Verkehr wirksam ausge-

schlossen werden. 

Die Gemeinde ist im Rahmen ihres planerischen Ermessens befugt, Das Baurecht 

nach §4 BauGB unterschreiten, wenn dies zur Erreichung der städtebaulichen Ziele 

(hier: Erhalt einer lockeren, durchgrünten Struktur) erforderlich ist. Der Pflicht zur In-

nenentwicklung (§ 1 Abs. 5 S. 3 BauGB) wird durch die maßvolle Nachverdichtungs-

möglichkeit Rechnung getragen. 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

Für die Art der Nutzung wird künftig ein Allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 

BauNVO festgesetzt. Die Planung steht daher mit dem bestehenden Flächennut-

zungsplan sowie der Landes- und Regionalplanung in Einklang.  

Im Allgemeinen Wohngebiet sind neben Wohnen auch nicht störenden Handwerks-

betriebe und die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Spei-

sewirtschaften, sowie Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 

sportliche Zwecke zulässig. Die übrigen ausnahmsweise zulässigen Nutzungen nach 

§ 4 Abs. 3 BauNVO wie Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht stö-

rende Gewerbebetriebe, Gartenbaubetriebe und Tankstellen sind nicht zulässig, da 

sich hierfür geeignetere Standorte im Gemeindegebiet anbieten. Nicht zuletzt wären 

der Stellplatzbedarf und das Verkehrsaufkommen für das gegenständliche Plangebiet 

zu hoch. 
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Durch die maßvolle Erhöhung der zulässigen Kubaturen (Grundflächen i.V.m. Wand-

höhen) ist auch eine Zunahme der Nutzungseinheiten zu erwarten. Um gleichzeitig 

eine unerwünschte Siedlungsentwicklung zu vermeiden, wird eine Beschränkung der 

Wohneinheiten in Abhängigkeit zur Grundstücksfläche festgesetzt. So ist je vollen-

dete 250 m² Grundstücksfläche in Wohngebäuden 1 Wohnung zulässig. Damit erge-

ben sich auf den Grundstücken 2 bis 3 Wohneinheiten. Nur auf den beiden großen 

Grundstücken mit den Fl. Nrn. 990 und 990/2 sind damit sogar 4 Wohneinheiten mög-

lich. Die Begrenzung der Wohneinheiten begründet sich v.a. durch den zu erwarten-

den zukünftigen Bedarf an Wohnraum im Gemeindegebiet.  

Die Gemeinde ist sich ihrer Verantwortung für den sparsamen Umgang mit Grund 

und Boden gemäß § 1a Abs. 2 BauGB vollumfänglich bewusst. Das Ziel der Innen-

entwicklung wird im Plangebiet durch eine maßvolle Nachverdichtung umgesetzt. 

Eine unbeschränkte Freigabe von Wohneinheiten oder die Zulassung größerer Ge-

bäudehöhen würde das städtebaulich verträgliche Maß überschreiten. Mehr 

Wohneinheiten führen zwangsläufig zu einem erhöhten Bedarf an Stellplätzen für den 

ruhenden Verkehr. Da dieser Stellplatzbedarf auf den privaten Grundstücken nach-

gewiesen werden muss, würde eine Erhöhung der Wohneinheitendichte zu einer 

massiven Sekundärversiegelung der wertvollen, gut eingewachsenen Gartenflächen 

für Zufahrten, Garagen und Stellplätze führen. Dies liefe dem eigentlichen Schutzziel 

des Bodenschutzes und der Klimaanpassung zuwider. 

Das Plangebiet ist durch eine gewachsene, ländlich geprägte Ortsstruktur mit vorwie-

gend ein- bis zweigeschossiger Bauweise und einer lockeren Bebauungsdichte cha-

rakterisiert. Die Festsetzungen zur Höhenentwicklung ergeben zweigeschossige 

Baukörper mit der Möglichkeit eines zusätzlichen Dachausbaus und sichern so den 

Erhalt dieser ortstypischen Kubaturen und Raumkanten. Die Zulassung von großen 

Mehrfamilienhäusern, die über diesen Rahmen hinausgehen, würde zu einer städte-

baulichen Überfrachtung führen und den bestehenden Charakter des Quartiers emp-

findlich stören.  

Der Bebauungsplan ermöglicht auch den Bau kleinerer Wohnungen für Singles oder 

Paare. Durch die gewählte Festsetzung (Zulassung von Wohneinheiten im Verhältnis 

zur Grundstücksgröße je abgeschlossene 250 m²) wird auf mehreren Grundstücken 

im Plangebiet die Errichtung von bis zu 4 Wohneinheiten rechtlich ermöglicht. Damit 

ist der Bau von kleinen, organisch integrierten Mehrfamilienhäusern bzw. Mehrgene-

rationenhäusern innerhalb des festgesetzten Bauraums flexibel machbar, ohne dass 

das Ortsbild Schaden nimmt. 

Darüber hinaus steuert die Gemeinde die Wohnraumversorgung gesamtörtlich. Die 

im vorliegenden Bebauungsplan ermöglichten Wohnnutzungen entsprechen der be-

stehenden Gebietsstruktur, der örtlichen Nachfrage und der dort vorhandenen Er-

schließungsinfrastruktur. In der Gesamtabwägung zwischen dem makroökologischen 

Belang der maximalen Flächenausnutzung und den ortsplanerischen Belangen des 

Ortsbildschutzes, des Nachbarschutzes, der Verkehrssteuerung und der Vermeidung 

von Gartenversiegelung gibt die Gemeinde den lokal steuernden Belangen den Vor-

zug. 

So ist es ein wesentliches Ziel der Gemeinde mit der geplanten Bebauung auch die 

Anforderungen in Hinblick auf die Anforderungen der Klimaanpassungen zu berück-

sichtigen. Daher sollen die bestehenden, großzügigen Grünflächen erhalten werden, 

die dem ländlichen und noch gut durchgrünten Gebietscharakters der Gemeinde 

Eching am Ammersee entsprechen.  
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5.2 Maß der baulichen Nutzung 

Planungsziel ist u.a. der Erhalt der prägenden städtebaulichen Strukturen und, wo 

möglich, eine maßvolle, ortsbildverträgliche Nachverdichtung, bei der es möglichst 

vermieden werden soll, bestehendes Baurecht nach § 34 BauGB zu schmälern. Dar-

über hinaus soll in erster Linie das bestehende Baurecht festgeschrieben werden. 

Das Nutzungsmaß wird über eine maximal zulässige Grundfläche je Baufenster und 

die Firsthöhe in Verbindung mit der Wandhöhe definiert. Gleichzeitig bestimmen je-

doch auch der Grundstückszuschnitt und die Erschließbarkeit das Maß der baulichen 

Nutzung. Für die Überschreitung der Grundfläche für die in § 19 BauNVO genannten 

Anlagen wird eine maximal zulässige Grundflächenzahl festgesetzt.  

Selbst wenn das mögliche Baurecht nach § 34 BauGB für einzelne Grundstücke im 

Geltungsbereich geringfügig eingeschränkt wird, sind die von der Gemeinde Eching 

am Ammersee mit diesem Bebauungsplan verfolgten Ziele – Erhalt der prägenden 

städtebaulichen Struktur und Grünstrukturen sowie Sicherung des bestehenden Bau-

rechts unter der Maßgabe einer geordneten städtebaulichen Entwicklung, Bewahrung 

des Ortsbilds, gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse – so gewichtig, dass sie eine 

mögliche Eigentumsbeschränkung aufwiegen. Des Weiteren sollen Konflikte durch 

Nicht-Einhalten der Abstandsflächen, weitere Bodenversiegelung, eine unangemes-

sene Erhöhung der Baudichte sowie eine erhebliche Verkehrsmehrung und Probleme 

durch den ruhenden Verkehr ausgeschlossen werden. 

Sollte tatsächlich eine Ungleichbehandlung vorliegen, ist diese angesichts der vorge-

tragenen Argumente gerechtfertigt. Die vorgenannten städtebaulichen und grünord-

nerischen Belange der Gemeinde werden auch dann noch weiterverfolgt und sind 

entsprechend gewichtig, wenn eine entschädigungspflichtige Eigentumsbeschrän-

kung vorliegen sollte. Die Privatnützigkeit des Eigentums ist anhand der o. g. Fest-

setzungen durchaus gegeben und angesichts der obigen Ausführungen auch ge-

rechtfertigt. Der Gemeinde Eching am Ammersee sind die besondere Bedeutung des 

Eigentumsschutzes und das besondere Gewicht desselben im Rahmen der Abwä-

gung aufgrund der grundgesetzlichen Absicherung bekannt und bewusst. Die Ge-

meinde geht von einer sehr hohen Gewichtung der Eigentümerbelange aus, kommt 

indes unter Berücksichtigung der städtebaulichen Zielsetzungen des Bebauungs-

plans zu dem Ergebnis, dass die für die Planung sprechenden Gesichtspunkte gleich-

wohl diese Eigentümerbelange überwiegen. 

So legt der Bebauungsplan für jedes Baufenster die höchstzulässigen städtebauli-

chen Werte für Grundfläche (GR) in Quadratmetern und für die Wand- und Firsthöhe 

(WH / FH) in Meter über Normalhöhen-Null fest. So wird die zukünftige Kubatur unter 

Berücksichtigung des Bestandes und den Erweiterungsmöglichkeiten für jedes 

Grundstück eindeutig definiert. 

5.2.1 Grundfläche 

Da die einzelnen Grundstücke in der Größe deutlich voneinander abweichen und z.T. 

die Erschließung nicht direkt über die Zankenhauser Straße erfolgen kann (Hinterlie-

ger), wird mit der Grundfläche jeweils eine Körnung festgesetzt, die einen städtebau-

lich und ortsbildlich verträglichen Übergang zur umgebenden Bebauung herstellt. So 

sind die zulässigen Grundflächen im Süden mit Werten von 125 m² bis 140 m² gerin-

ger als im weiteren nördlichen Verlauf mit Werten zwischen 180 m² und 220 m². Nur 

ganz im Norden des Plangebietes wird aufgrund des untypischen Bestandes auf Fl. 

Nr. 992/4 die bestehende Grundfläche von 275 m² beibehalten. 
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Abhängig von der vorhandenen Bebauung ergeben sich somit durch die neuen GR-

Vorgaben entweder keine oder – in einzelnen Fällen – deutliche Erweiterungsmög-

lichkeiten bis zu einer Fläche von zusätzlich 59 m². Dies entspricht in etwa einer 

durchschnittlichen Baudichte mit Grundflächenzahlen von 0,19 bis 0,22.  

Für Grundstücke mit dichter bestehender oder genehmigter Bebauung bleiben die 

bisherigen Kennwerte bestehen, sodass keine Reduzierung des bestehenden Bau-

rechts erfolgt. Dies betrifft folgende Grundstücke: 

▪ Gartenstraße 17, Flurstück Nr. 992/4   → GR 275 = GRZ 0,31 

▪ Zankenhauser Straße 36–b, Flurstück Nr. 988 ff  → GR 220 = GRZ 0,27 

▪ Zankenhauser Straße 28, Flurstück Nr. 46   → GR 125 = GRZ 0,28 

Auf die gesonderte Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) wird verzichtet. Statt-

dessen erfolgt die Steuerung der baulichen Dichte durch die Festsetzung einer maxi-

mal zulässigen Grundfläche (GR) für die Haupt- bzw. Wohngebäude. Dieser Ansatz 

dient einer maßvollen Körnung und damit dem Ziel einer maßvollen städtebaulichen 

Weiterentwicklung bei gleichzeitiger Wahrung des prägenden Ortsbildes. 

Für Vordächer, Balkone und Terrassen wird eine zusätzliche Grundfläche in Höhe 

von 20 % festgesetzt. Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche durch die 

Grundflächen der in § 19 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1-2 BauNVO bezeichneten Anlagen (Ga-

ragen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen und baulichen Anlagen 

unterhalb der Geländeoberfläche) ist bis zu einer Gesamt-Grundflächenzahl von 0,6 

zulässig. Damit wird die Flächenversiegelung auch im Hinblick auf die Anforderungen 

an die Klimaanpassung begrenzt.  

Die baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrund-

stück lediglich unterbaut wird, sind gem. § 19 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauNVO bei der 

Ermittlung der Versiegelungsflächen mit einer Gesamt-Grundflächenzahl von 0,8 zu 

berücksichtigen. So ist für ggf. neu entstehende Mehrfamilienhäuser oder bei Nutzun-

gen mit hohem Stellplatzbedarf (z.B. Arztpraxis) ausreichend Platz die erforderlichen 

Stellplätze unterirdisch in Tiefgaragen unterzubringen. Zugleich bleibt der beste-

hende Gartencharakter auch bei einer solchen Nutzungsintensivierung gesichert. 

Durch die (nachträgliche) Teilung eines Grundstücks im Geltungsbereich eines Be-

bauungsplans dürfen keine Verhältnisse entstehen, die den Festsetzungen des Be-

bauungsplans widersprechen. Die Anforderungen aus § 19 BauGB sind vom Bauwer-

ber diesbezüglich zu beachten. 

5.2.2 Gebäudehöhen  

Die Höhenentwicklung wird auf zwei Geschosse mit der Möglichkeit des Dachaus-

baus begrenzt. Auf eine Festsetzung von Vollgeschossen wird bewusst verzichtet. 

Die zulässige Höhenentwicklung wird auf eine maximale Wandhöhe und Firsthöhe 

jeweils in Meter über Normalhöhen-Null übertragen. So ergeben sich unter Berück-

sichtigung des Bestandes bergseitige Wandhöhen von durchschnittlich 6 m bis 6,2 m, 

die dem natürlichen Geländeanstieg von Süden nach Norden folgen. 

Die Topografie des Plangebiets fällt nach Osten deutlich ab. Die zulässige Höhenent-

wicklung sowie mögliche Geländemodellierungen von bis zu 0,3 m nehmen auf die-

sen Umstand Bezug. Während die Bebauung im nördlichen und südlichen Bereich 

des Plangebiets etwa auf Höhe des Straßenniveaus liegt, befinden sich die Grund-

stücke im mittleren Bereich ca. 0,2 bis 0,3 m unterhalb des Straßenniveaus. Je nach 
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Grundstück und Lage wird entweder die bestehende Höhenentwicklung aufgenom-

men oder eine höhere Wandhöhe zugelassen. Dadurch entsteht eine städtebauliche 

Struktur, die sich harmonisch an die bestehende Topografie anpasst. 

Auf Fl. Nr. 992/2 im Norden des Plangebietes fällt das Gelände im Osten an der Gar-

tenstraße deutlich ab. Die Baugrenze reicht hier aufgrund der Bestandsbebauung 

weiter nach Osten als bei den anderen Grundstücken. Um keine ortsuntypische 

Wandhöhe im Nordosten der überbaubaren Grundstücksfläche zu erhalten, wurde 

daher in diesem Teilbereich eine Beschränkung der Wandhöhe auf 546,4 m ü. NHN 

festgesetzt. 

Die Höhenfestsetzungen wurden auf Grundlage der Bestandsvermessung des Inge-

nieurbüros Dr. Blasy – Dr. Overland Ingenieure GmbH vom 12.03.2024 im Höhensys-

tem Normalhöhen-Null (NHN), DHHN16 definiert. Die Daten sind verbindliche Grund-

lage der planungsrechtlichen Festsetzungen. 

Mit den Höhenfestsetzungen in Metern über NHN für die Wand- und Firsthöhen wird 

ein harmonisches Ortsbild im Verhältnis zum Straßenverlauf entlang der Zankenhau-

ser Straße, der Bestandsbebauung sowie den anschließenden Hinterliegern gesi-

chert.  

Es bleibt den Bauherren überlassen, auf welchem Niveau sie den Roh- bzw. Fertig-

fußboden des Erdgeschosses errichten. Dies ermöglicht einerseits eine gewisse Fle-

xibilität bei der Bauausführung und berücksichtigt andererseits die bestehende topo-

grafische Situation. 

 

Abb. 17 3D-Visualisierung der Nachverdichtungsmöglichkeit, Vogelperspektive von Nord 

5.2.3 Geländemodellierungen 

Abgrabungen und Aufschüttungen (Geländemodellierungen) sind innerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen (Baugrenze gem. A 4.2) gegenüber dem bestehenden 

Gelände sind bis max. 0,5 m zulässig. Im Übrigen sind Geländemodellierungen zur 

Gartengestaltung bis max. 0,3 m zulässig, damit bleibt der Schutz des natürlichen 

Geländeverlaufs und der Nachbarbelange gewahrt.  
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Die Festsetzungen zu den Geländemodellierungen ermöglichen eine verbesserte ge-

stalterische Anpassung des direkten Gebäudeumfelds (z. B. für schwellenlose Ter-

rassenzugänge oder funktionale Hauszugänge), ohne das städtebauliche Gesamtbild 

zu beeinträchtigen. Damit wird der bestehende Geländeverlauf, wonach die Topogra-

fie von Westen nach Osten abfällt, berücksichtigt und erlaubt der Bauherrenschaft 

ausreichende Flexibilität in der Umsetzung ihrer Bauwünsche.  

Die Beibehaltung der Begrenzung von Geländemodellierungen von maximal 0,30 m 

im übrigen Gartenbereich und zu den Grundstücksgrenzen verhindert, dass an den 

parzellenübergreifenden Grenzen untypische Geländesprünge entstehen. Damit 

bleibt der natürliche, ortsbildprägende Geländeverlauf im Wesentlichen erhalten. Für 

bereits bestehende Stützmauern die vor Aufstellung des Bebauungsplans errichtet 

wurden gilt Bestandsschutz. Bei neuen Stützmauern kann durch entsprechende Ge-

ländemodellierungen und Terrassierungen eine max. Höhe von 0,8 m umgesetzt wer-

den.  

5.3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 

Die offene Bauweise kennzeichnet die aktuelle Bestandssituation und ist gebietsprä-

gend. Bereits durch die Festsetzung der Baugrenzen ergibt sich auch weiterhin die 

offene Bauweise, welche zudem auch textlich festgesetzt wird.  

5.3.1 überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden mit Baugrenzen definiert, die großzü-

gig um die Bestandsbebauung gezogen sind.  

Die Abstände der Baugrenzen variieren im Plangebiet bewusst, da sie flexibel auf die 

jeweilige Bestandssituation, den Grundstückszuschnitt und insbesondere die Topo-

graphie reagieren. Da die Gemeinde keine Satzung über abweichende Maße der Ab-

standsflächentiefe erlassen hat, nutzt sie das städtebauliche Instrument der Bau-

grenze, um topographische Besonderheit abzufedern.  

Mit der Anordnung der überbaubaren Grundstücksflächen wird die bestehende Kör-

nung gewahrt, ein sensibler Übergang der Topographie gestalterisch bewältigt und 

der nachbarliche Frieden gesichert. 

So wird die bestehende Raumkante entlang der Zankenhauser Straße mit einem ein-

heitlichen Abstand von 5 m zur Straßenkante gesichert und nach Möglichkeit auch zu 

den übrigen öffentlichen Verkehrsflächen im Norden und Süden des Plangebietes.  

Die festgesetzten Baugrenzen dürfen ausnahmsweise durch Terrassen um bis zu 

1,5 m überschritten werden. Da es sich bei Terrassen i.d.R. um städtebaulich unter-

geordnete Bauteile handelt, kann eine Überschreitung der Baugrenzen hier in gering-

fügigem Ausmaß zugelassen werden. Die Abstandsflächen nach Bauordnungsrecht 

bleiben hiervon unberührt. 

5.3.2 Abstandsflächen 

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans hat die Gemeinde keine Satzung 

über ein abweichendes Maß der Abstandsflächentiefe. Daher gelten für den vorlie-

genden Bebauungsplan die Mindestanforderungen nach Art. 6 (Abstandsflächen) der 

Bayerischen Bauordnung (BayBO).  
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Die Mindestabstandsflächen von 3 m zur Grundstücksgrenze werden durch die Bau-

grenzen auf allen Grundstücken eingehalten. Je nach Grundstück und Bestandbe-

bauung werden nach Süden und Osten definieren die Baugrenzen auch größere Ab-

stände zur Grundstücksgrenze, um attraktive Gärten und deren Bestandsgehölze zu 

sichern. 

5.4 Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen 

Auf die Festsetzung von Flächen für Stellplätze, Carports, Garagen und andere Ne-

benanlagen wird verzichtet, um den Grundstückseigentümern Gestaltungsspielraum 

zu gewähren. Innerhalb der Vorgartenzone entlang der Zankenhauser Straße dürfen 

keine baulichen Anlagen, Garagen, und Carports errichtet werden. Die beiden beste-

henden Carports auf den Fl. Nrn. 990/2 und 992/4 stellen unerwünschte Sonderfälle 

dar, die jedoch Bestandsschutz genießen.  

Um den Versiegelungsgrad zu reduzieren und den Oberflächenabfluss zu verlangsa-

men und zu reduzieren, dürfen für Zufahrten und nicht überdachte Stellplätze nur 

versickerungsfähige Beläge verwendet werden. 

Aufgrund der topographischen Gegebenheiten im Plangebiet (leichte Hanglage) 

wurde eine mittlere Wandhöhe von 3,0 m für Garagen und Carports festgelegt. Die 

Begrenzung der Wandhöhe auf absolut maximal 3,50 m gewährt den Bauherren die 

notwendige bauliche Flexibilität im Hang, verhindert jedoch gleichzeitig, dass durch 

das abfallende Gelände talseitig überdimensionierte, optisch dominierende Wandflä-

chen entstehen. Damit wird sichergestellt, dass das Gesamtvolumen der Garage 

städtebaulich untergeordnet und verträglich bleibt. Die gestalterische Integration in 

das Ortsbild bleibt gewahrt. Art. 6 BayBO bleibt hiervon unberührt. 

Auch für Garagen und Carports ist als Dachform das Satteldach mit einem Mindest-

dachüberstand von 0,3 m zu verwenden.  

5.4.1 Unterbringung der erforderlichen Stellplätze 

Die Gemeinde Eching am Ammersee verfügt über eine Stellplatzsatzung, die auch 

bei der Bemessung der erforderlichen Stellplätze für den vorliegenden Bebauungs-

plan Anwendung findet.  

Pro Grundstück sind oberirdisch maximal 6 Stellplätze als Garagen, Carports und 

offene Stellplätze zulässig. Ab 7 Stellplätze sind diese unterirdisch in einer Tiefgar-

rage anzuordnen, wodurch die oberirdische Flächeninanspruchnahme durch den ru-

henden Verkehr wirksam begrenzt wird. 

5.4.2 Nebenanlagen 

Die Grundfläche der Nebenanlagen pro Baugrundstück ist begrenzt. Dadurch wird 

sichergestellt, das ausreichende Flächen für Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 

BauNVO wie z.B. Fahrradabstellräume gegeben sind. Es gilt eine maximale Wand-

höhe von 3,0 m für Nebenanlagen. Die festgesetzte max. Gesamt-Grundflächenzahl 

von 0,6 ist dabei zu beachten. Hierdurch wird gesichert, dass ausreichend Versicke-

rungsflächen bestehen und auch ausreichend Raum für die Durchgrünung des Ge-

biets vorhanden bleiben. 
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5.5 Bauliche Gestaltung  

Das primäre städtebauliche Ziel des Bebauungsplans ist die Bewahrung und geord-

nete Fortentwicklung des ländlich-homogenen Ortsbildes. Als Dachform ist aus-

schließlich das Satteldach zulässig, um das bestehende Ortsbild zu erhalten. Die üb-

lichen Dachüberstände zwischen 0,3 m bis 1,5 m sind ebenfalls festgesetzt. Der Min-

destüberstand von 0,30 sichert noch immer eine architektonisch stimmige und ortsty-

pische Dachgeometrie. Der konstruktive Dachschutz bleibt auch mit 0,30 m vollum-

fänglich gewährleistet. 

Die Dachneigungen im Bestand variieren deutlich. So hat der Bestandsgebäude auf 

Fl. Nr. 987/5, Zankenhauser Straße 34 eine Dachneigung von knapp 51° i.V.m. einer 

sehr geringen Wandhöhe von 3,3 bis 3,5 m im Bestand, siehe A 6.1.1. Im Falle einer 

Erweiterung des Bestandes in der Fläche (mehr als 30 m² mögl.) kann die bestehen-

de Dachform und -neigung beibehalten werden. Bei einer Umstrukturierung kann der 

Eigentümer das zulässige Baurecht im Rahmen der Festsetzungen umsetzen. Ana-

log verhält es sich bei dem straßenseitigen Anbau auf Fl. Nr. 992/4 mit einer Dach-

neigung von etwas mehr als 15°. 

Bei Gebäuden mit I+D finden sich im Bestand auch steile Dächer mit Dachneigungen 

von bis zu 51°, Ausnahmen bildet das Haus auf Fl. Nr. 992/4 mit einer Dachneigung 

von nur 17° für einen straßenseitigen Anbau.  

Um diese bestehende Varianz im Bebauungsplan abzubilden und bei Sanierungen 

oder Dacherneuerungen keine Konflikte mit den Festsetzungen des Bebauungsplans 

zu haben, wurde für diese Sonderfälle entsprechende Ausnahmen in den Bebauungs-

plan aufgenommen. Auch bei steilen Dächern im Bestand i.V.m. der zulässigen Aus-

nahme ist durch die Festsetzung der Firsthöhe sichergestellt, dass es nicht zu einer 

unerwünschten Fehlentwicklung kommt.  

Im Übrigen liegt die vorherrschende Dachneigung bei 28° bis 35°. Die festgesetzte 

Dachneigung zwischen 25° bis 35° berücksichtigt somit den Bestand.  

Das städtebauliche Leitbild des Bebauungsplans sieht für Neubauten einen klaren 

und harmonischen Rahmen von 25° bis max. 35° Dachneigung vor. Die Dachneigung 

ist in Verbindung mit der Erhöhung der Wandhöhen zu sehen. So gibt es im Bestand 

noch einige Gebäude die nur eingeschossig mit einer Wandhöhe von unter 4 m und 

steilem Dach ausgeführt sind. Mit der Erhöhung der Wandhöhen auf über 6 m und 

der festgesetzten Spanne der zulässigen Dachneigung i.V.m. einem Dachausbau 

kann eine ökonomische Erhöhung der Wohnflächen erfolgen. Dieser gestalterische 

Rahmen bleibt als Regelfall für die künftige Entwicklung des Plangebiets vollumfäng-

lich gewahrt. 

Die eingeräumten Ausnahmen dienen explizit nicht der Schaffung von städtebauli-

chen Präzedenzfällen im Neubau, sondern der geordneten Überleitung und Integra-

tion des historisch gewachsenen Bestands. Durch die parzellenscharfe Koppelung an 

die konkreten Flurstücksnummer in den Ausnahmeregelungen wird eine unkontrol-

lierte Ausweitung dieser Sonderregelungen rechtssicher unterbunden. Die Ausnah-

meregelungen sind aus Gründen der Verhältnismäßigkeit und der Nachhaltigkeit 

zwingend geboten. Damit werden wirksame Reglungen getroffen, die Sanierungen, 

Dachstuhlerneuerungen oder Nutzungsänderungen ermöglichen. 
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5.5.1 Firstrichtung 

Entlang der Zankenhauser Straße besteht vorwiegend eine traufständige Bebauung. 

Diese bauliche Gestaltung ist prägend und soll daher fortgeführt werden. So wird für 

die Grundstücke mit traufständigem Bestand die Firstrichtung festgesetzt. Diese gilt 

bei besonders tiefen Baufenstern nur bei dem der Straße zugewandten Teil (siehe 

weiße Perlschnurlinie). 

5.5.2 Dachaufbauten und Fassadengestaltung 

In der näheren Umgebung finden sich vereinzelt Bestandsgebäude mit variierenden 

Dachaufbauten, die in der Gesamtschau zu einer unruhigen Dachlandschaft geführt 

haben. Die bestehenden Gebäude wurden zulässigerweise vor Aufstellung des Be-

bauungsplans errichtet und stehen damit zusammen mit ihrem bestehenden Dach-

aufbauten unter Bestandsschutz. Um einer fortschreitenden visuellen Zergliederung 

der Dachlandschaft entgegenzuwirken, wird für künftige Vorhaben ein Gestaltungs-

rahmen bestimmt. 

So sind Dachaufbauten ab einer Dachneigung von 28° als Gauben (nur Schleppgau-

ben/ Giebelgauben) oder Quer- bzw. Zwerchgiebel zulässig. Die Oberkante der Dach-

aufbauten muss mind. 0,5 munter dem First des Hauptdaches zurück-bleiben und in 

einer Ebene angeordnet sein. Die Gesamtbreite aller Dachaufbauten darf 1/3 der zu-

geordneten traufseitigen Außenwand des Gebäudes nicht überschreiten. Dachein-

schnitte sind unzulässig. So kann eine ruhige Dachlandschaft auch zukünftig gesi-

chert werden.  

Dachaufbauten auf flacheren Dächern führen städtebaulich zu einer unerwünschten 

„Kastenwirkung“ auf den Dächern, da dem Aufbau die optische Tiefe und das betonte 

Hauptdach als gestalterisches Gegengewicht fehlen. Die Grenze von 28° sichert ein 

ausgewogenes Verhältnis zwischen Hauptdach und Dachaufbauten. 

Begrenzung der Gesamtbreite auf maximal 1/3 der jeweiligen Trauflänge stellt sicher, 

dass Dachaufbauten dem Hauptdach gestalterisch stets untergeordnet bleiben. Der 

zwingende Firstabstand von mindestens 0,50 m bewahrt die Kontinuität der Haupt-

firstlinie, was für die Fernwirkung der Dachlandschaft im Straßenverlauf von entschei-

dender Bedeutung ist. 

Die Vorgabe, Dachaufbauten in einer horizontalen Ebene anzuordnen und pro Ge-

bäude nur eine einzige Art von Dachaufbauten (z. B. nur Schleppgauben oder nur 

Quergiebel, kein Mix) zuzulassen, garantiert ein ruhiges, architektonisch homogenes 

Erscheinungsbild des Einzelgebäudes. 

Zugleich werden aber auch die unterschiedlichen Wünsche der Eigentümer gewürdigt 

und eine Gestaltungsfreiheit in der Wahl der gewünschten Dachaufbauten zugelas-

sen. 

Die Festsetzungen tragen gleichzeitig dem Belang einer wirtschaftlichen Innenent-

wicklung Rechnung, in dem Bestandsgebäude effizient ausgebaut werden können. 

Durch die Zulassung von Dachgauben und Giebeln ab 28° Dachneigung wird den 

Eigentümern die Möglichkeit eingeräumt, wertvolle Wohnraumreserven im Dachge-

schoss zu aktivieren, ohne zusätzlichen Grund und Boden zu versiegeln. Konstrukti-

ons- und wirtschaftsbedingt ist ein spürbarer, ökonomisch sinnvoller Raum- und Be-

lichtungsgewinn durch Gauben ohnehin erst ab einer Dachneigung von ca. 28° gege-

ben. Bei flacheren Dächern stünden die hohen Kosten für den statischen Eingriff in 
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den Dachstuhl in keinem geeigneten Verhältnis zum realisierbaren Flächengewinn. 

Die Festsetzung lenkt die Bestandserweiterung in geordnete, städtebaulich verträgli-

che Bahnen. 

Darüber hinaus soll darauf hingewiesen werden, dass ein möglichst ruhige Dachland-

schaft den Ausbau und die Nutzung von Anlagen zur Solarenergie auf den Dachflä-

chen begünstigt. Anlagen zur Nutzung von Solarenergie auf dem Dach und an der 

Fassade bzw. Brüstungselementen werden von der Gemeinde ausdrücklich begrüßt. 

Die Gestaltung von Außenwänden wird geregelt, um ein einheitliches Bild zu fördern.  

5.6 Verkehr und Erschließung 

5.6.1 Verkehrserschließung 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind i.d.R. weniger als 50 m von der öffentli-

chen Verkehrsfläche entfernt. Besondere Festsetzungen für den Brandschutz sind 

daher nicht erforderlich. Auf die Vorgaben der BayBO zum baulichen Brandschutz 

wird hingewiesen.  

Brüstungshöhen von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen (zweiter Ret-

tungsweg gem. Art. 31 BayBO) mit mehr als 8,0 m über Gelände sind aufgrund der 

festgesetzten Beschränkung der Wandhöhen nicht gegeben.  

5.6.2 Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist schmutzwassertechnisch erschlos-

sen. Der Anschluss an die zentrale Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

(Wasserleitung und Schmutzwasserkanal), die Leitungsführung und Dimensionierung 

(unter Berücksichtigung der Löschwasserversorgung) sind ggf. in nachfolgenden In-

genieurplanungen dem gültigen Regelwerk entsprechend durch die Bauherren zu pla-

nen.   

5.6.3 Oberflächenwasserbeseitigung 

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dachflächen und sonstigen befestigten 

Flächen, auf denen nicht mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, ist so 

weit wie möglich zu versickern. Für die Versickerung des nicht verunreinigten Nieder-

schlagswassers gelten grundsätzlich die Niederschlagswasserfreistellungsverord-

nung (NWFreiV) und die Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesam-

meltem Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW).  

Die Einleitung in das Grundwasser (unterirdische Gewässer) ist unter Beachtung der 

Voraussetzungen der NWFreiV und der TRENGW erlaubnisfrei.  

Auf die Möglichkeit der Verwendung des Niederschlagswassers als Brauchwasser 

zur Gartenbewässerung und Toilettenspülung wird hingewiesen. Der Bau von Regen-

wassernutzungsanlagen ist dem Landratsamt und dem Wasserversorger anzuzeigen 

(§ 13 Abs. 3 TrinkwV; § 3 Abs. 2 AVBWasserV). Es ist sicherzustellen, dass keine 

Rückwirkungen auf das öffentliche Wasserversorgungsnetz entstehen. 

Der Bebauungsplan beinhaltet eine moderate Erhöhung des bestehenden Baurechts. 

Bislang liegen weder seitens der Eigentümer noch seitens der Gemeinde Erkennt-

nisse vor, die darauf hindeuten, dass das derzeit anfallende Niederschlagswasser 

nicht auf eigenem Grund versickern kann. Zudem verfügen die Grundstücke über 
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großzügige private Grünflächen, die die Retentionsfunktionen übernehmen können. 

Gegen ggf. auftretendes Schicht- bzw. Grundwasser ist jedes Bauvorhaben bei Be-

darf zu sichern. Keller und Lichtschächte sind wasserdicht auszubilden.  

5.6.4 Energieversorgung, Telekommunikation 

Der Anschluss an die leitungsgebundene Telekommunikations- und Energieversor-

gungsinfrastruktur erfolgt über die bestehende Infrastruktur. 

 

5.6.5 Abfallbeseitigung 

Die Abfuhr von Restmüll und Wertstoffen erfolgt über die kommunale Restmüllentsor-

gung.  

5.7 Grünordnung, Eingriff, Ausgleich, Artenschutz 

5.7.1 Festsetzungen zur Grünordnung 

Ziel der Grünordnung ist es, eine verträgliche Einbindung der Bebauung zu gewähr-

leisten und naturschutzfachlich wertvolle Flächen zu sichern. Mit der integrierten 

Grünordnung trägt die Gemeinde sowohl landschaftspflegerischen als auch natur-

schutzrechtlichen Belangen Rechnung und leistet zudem einen wichtigen Beitrag zur 

Klimaanpassung. 

Zur Minderung thermischer und hydrologischer Belastungen sowie zur Sicherung von 

Flächen mit ökologischem und wohnklimatischem Wert werden neben einzelnen Be-

standsbäumen auch Flächen zum Erhalt von Gehölzen in den östlichen Gartenberei-

chen der jeweiligen Grundstücke festgesetzt.  

Durch die durchwurzelbare Bodenüberdeckung der Tiefgaragenflächen von mind. 

80 cm wird die Pflanzung von Kleinbäumen und Sträuchern über einen größeren Be-

reich ermöglicht. Zusätzlich wird die Errichtung von Gründächer für Nebengebäude 

vorgeschrieben, wodurch die Biodiversität und das Retentionsvolumen im Plangebiet 

gesteigert wird. 

5.7.2 Vorgartenzone 

Zur harmonischen Einbindung des Vorhabens in den örtlichen Charakter sind entlang 

der Zankenhauser Straße Laubbäume als Straßenbäume sowie eine vorgelagerte 

Vorgartenzone vorgesehen. Durch die gezielte Festsetzung und Pflanzung neuer 

Bäume und Sträucher wird einerseits die ortstypische Durchgrünung gewährleistet 

und andererseits die Vernetzung der Lebensräume innerhalb und außerhalb des 

Plangebiets zumindest teilweise erhalten. Die Vorgartenzone entlang der Zankenhau-

ser Straße trägt zusätzlich zu einer visuellen Trennung vom Verkehrsraum bei. 

Der bestehende Vorgartenbereich entlang der Zankenhauser Straße ist zur Erschlie-

ßung der Grundstücke punktuell durch Zufahrten und Stauräume vor Garagen geglie-

dert. Diese Gliederung wird auch in den Festsetzungen berücksichtigt. So dürfen wei-

terhin auf maximal 40 % der Fläche der Vorgartenzone je Baugrundstück Zufahrten 

und offene Stellplätze angelegt werden.  
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5.7.3 Pflanzqualitäten 

Die Art der zu pflanzenden Bäume wird entsprechend den regionaltypischen und hei-

mischen Vorkommen und unter besonderer Berücksichtigung der Belange des Arten-

schutzes (Vogelnähr- und Nistgehölz) gewählt. Bäume und Sträucher sind wesentli-

cher Bestandteil der städtebaulichen Qualität insbesondere des gegenständlichen 

Plangebiets. Sie tragen zur Verbesserung des Kleinklimas, der Schaffung von auf-

wachsenden Grünbereichen, dem Schutz vor Lärm und der Verbesserung der Luft-

qualität, sowie der Förderung des Orts- und Straßenbilds bei. Hinzu tritt eine Funktion 

als Schattenspender und einen Beitrag zur Luftkühlung durch Verdunstung. Dies be-

gründet dann auch die Notwendigkeit der zeitnahen, alsbaldigen Verwirklichung der 

Anpflanzung mit einer dafür geeigneten Mindest-Pflanzqualität.   

5.7.4 Ausgleichsbedarf (Ausgleichsfläche, Ökokonto) 

Die nicht vermeidbaren Auswirkungen wie z.B. Versiegelung durch Gebäude und Ver-

kehrsflächen oder dem Verlust an landwirtschaftlicher Fläche sind in Verfahren nach 

§ 13a BauGB nicht auszugleichen, bzw. gelten als bereits zulässig. 

5.7.5 Spezieller Artenschutz 

Das Plangebiet befindet sich in einem seit Jahrzehnten gewachsenen Innenbereich 

der Gemeinde. Das direkte städtebauliche Umfeld ist von einer vergleichbaren Be-

standsbebauung geprägt, für die kein Bebauungsplan existiert und die bauplanungs-

rechtlich weiterhin nach § 34 BauGB zu beurteilen ist.  

Die Beachtung des speziellen Artenschutzrechtes (§§ 44 und 45 BNatSchG) ist re-

gelmäßig Voraussetzung für die naturschutzrechtliche Zulassung eines Vorhabens. 

Im Regelfall ist hierfür zunächst eine Vorprüfung dahingehend erforderlich, ob und 

ggf. welche Arten von dem Vorhaben so betroffen sein können, dass eine Prüfung 

nach §§ 44 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 5 und ggf. 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich 

ist (sog. Relevanzprüfung). 

Anlagebedingt ist nicht von einer erheblichen Betroffenheit besonders oder streng 

geschützter Arten auszugehen, da das Gebiet durch die bestehende Bebauung be-

reits einer intensiven menschlichen Nutzung unterworfen ist. Der Gemeinde liegen 

derzeit keine Hinweise auf das Vorkommen besonders geschützter Arten vor, so dass 

artenschutzrechtliche Verbotstatbestände (§ 44 BNatSchG) im Hinblick auf die in An-

hang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Tierarten nicht berührt 

sein dürften. Außerdem sind weder Schutzgebiete nach Kapitel 4 BNatSchG noch 

Biotope der amtlichen Biotopkartierung betroffen, da keine im Geltungsbereichs lie-

gen. 

Die Veränderung des Plangebiets wird durch die Nachpflanzung von Vegetations-

strukturen entlang der öffentlichen Straße sowie den Erhalt des vorhandenen Baum-

bestands in der weiteren Umgebung ausgeglichen. Auch bei dem Verlust einzelner 

Bäume in unmittelbarer Nähe entsteht damit langfristig ein qualitativ hochwertiger und 

flächenmäßig ausreichender Ersatzlebensraum für Brutvögel. Zudem eignen sich die 

neu geschaffenen Strukturen auch als Jagdhabitat für Fledermäuse. 

Ungeachtet dessen können Obstbäume als auch die Gebäude Lebenshabitate für 

Vogelarten und andere besonders geschützte Tierarten wie z.B. Fledermäuse, Am-

phibien oder Reptilien darstellen. Artenschutzrechtliche Belange bzw. der Eintritt von 

Verbotstatbeständen könnte daher im Rahmen der Bebauung betroffen sein. Um dies 
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auszuschließen werden artenschutzrechtliche Hinweise getroffen.  

Es wird darauf hinzuweisen, dass der Bauherr für die Beachtung des speziellen Ar-

tenschutzrechtes verantwortlich ist. Vor Abriss von Bestandsgebäuden sind Erhebun-

gen im Hinblick auf die mögliche Nutzung als Gebäudequartier durchzuführen und 

ggf. entsprechende Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen zu entwickeln. 

Gehölzrodungen und -fällungen in der Brut- und Vegetationszeit vom 01. März bis 30. 

September sind zu vermeiden. Der allgemeine Artenschutz ist zu beachten. Sollten 

Gehölzrodungen und -fällungen während der Brutzeit notwendig werden, ist durch 

einen qualifizierten Sachverständigen zu prüfen, ob Lebensstätten geschützter Arten 

betroffen sind. Lebensstätten von Vögeln und Fledermäusen sind nach § 44 Abs. 1 

Nr. 3 BNatSchG i.V.m. § 44 Abs. 5 BNatSchG ganzjährig geschützt.  

Gegebenenfalls muss bei zeitgleicher Überprüfung des Baumbestandes unmittelbar 

vor dem Baubeginn und während der Baumaßnahmen (ökologische Baubegleitung) 

ein anderer Zeitpunkt des Baubeginns gewählt werden. Die Überprüfung ist durch 

Fachpersonal durchzuführen und mit der Unteren Naturschutzbehörde im Landrats-

amt Landsberg. a. L. abzustimmen.  

Mit den artenschutzrechtlichen Hinweisen in der Satzung werden die Bauherren für 

den Artenschutz sensibilisiert und angehalten, die Kriterien bei der Fachplanung der 

Außenanlagen zu berücksichtigen.  

Die im Bebauungsplan festgesetzten oder hinweislich genannten Maßnahmen zum 

Schutz von Natur und Landschaft (wie Baumpflanzungen, Gehölzerhalt oder die Vor-

gaben zur Außenbeleuchtung) können ihre ökologische Wirkung nur dann voll entfal-

ten können, wenn sie von den Bauherren auch tatsächlich umgesetzt werden. Für die 

wirksame Kontrolle der Bauausführung und die Einhaltung der öffentlich-rechtlichen 

Vorschriften sieht das bayerische Landesrecht eine klare Zuständigkeitsverteilung 

vor: Die allgemeine Bauüberwachung und die Pflicht zur Überprüfung, ob Bauvorha-

ben plan- und ordnungsgemäß ausgeführt werden, obliegt dem Landratsamt.  

5.8 Einfriedungen 

Es ist die Einfriedungssatzung der Gemeinde anzuwenden. So sind Einfriedungen 

nur sockellos zulässig, um den Durchschlupf für Kleintiere zu gewährleisten.  

5.9 Klimaschutz, Klimaanpassung 

Der Klimaschutz ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen in der Abwägung zu be-

rücksichtigen. Demnach soll den Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch 

Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die der 

Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.  

Wichtigste Handlungsfelder sind damit die Anpassung an zukünftige klimawandelbe-

dingte Extremwetterereignisse und Maßnahmen zum Schutz des Klimas, wie die Ver-

ringerung des CO2-Ausstoßes und die Bindung von CO2 aus der Atmosphäre durch 

Vegetation.  

Die nachfolgende Tabelle fasst Planungsziele und Festsetzungen mit klimabezoge-

nen Aspekten als Ergebnis der Abwägung zusammen: 
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Maßnahmen zur Anpassung an den Kli-

mawandel 

Berücksichtigung 

Hitzebelastung  

(z.B. Baumaterialien, Topografie, Bebau-

ungsstruktur, vorherrschende Wetterlagen, 

Freiflächen ohne Emissionen, Grünflächen 

mit niedriger Vegetation, an Hitze angepasste 

Fahrbahnbeläge) 

Ersatzbaumpflanzungen, dadurch Verringerung der 

Aufheizung von Gebäuden und versiegelten Flächen 

durch Verschattung und Erhöhung der Verdunstung 

und Luftfeuchtigkeit, Reduzierung der versiegelten 

Fläche und der damit verbundenen kleinklimatischen 

Erwärmung durch Errichtung von Tiefgaragen 

Extreme Niederschläge  

(z.B. Versiegelung, Kapazität der Infrastruk-

tur, Retentionsflächen, Anpassung der Kana-

lisation, Sicherung privater und öffentlicher 

Gebäude, Beseitigung von Abflusshindernis-

sen, Bodenschutz, Hochwasserschutz) 

Verwendung wasserdurchlässiger Beläge im Bereich 

von Stellplätzen und Zufahrten, dadurch Minimierung 

des Abflusses von Regenwasser aus dem Baugebiet, 

Sicherung von Grünflächen 

Maßnahmen, die dem Klimawandel entge-

genwirken (Klimaschutz) 

Berücksichtigung 

Energieeinsparung/ Nutzung regenerativer 

Energien (z.B. Wärmedämmung, Nutzung er-

neuerbarer Energien, installierbare erneuer-

bare Energieanlagen) 

kompakte Bauweise, dadurch Reduzierung des Flä-

chenverbrauchs der Gebäude und Festsetzung güns-

tiger Dachformen, dadurch Verbesserung der Voraus-

setzungen für die Nutzung von Solarenergie  

Vermeidung von CO2 Emissionen durch MIV 

und Förderung der CO2 Bindung  

(z.B. Treibhausgase, Verbrennungsprozesse 

in privaten Haushalten, Industrie, Verkehr, 

CO2 neutrale Materialien) 

Förderung der CO2-Bindung durch Nachpflanzung von 

Gehölzen, geringe gegenseitige Verschattung von 

Gebäuden, dadurch bessere Nutzung natürlicher 

Wärme, Zulassen von Läden, die der Versorgung des 

Gebietes dienen, dadurch Vermeidung von Individual-

verkehr mit CO2-Emissionen 

 

5.10 Flächenbilanz 

  ca. Größe in m² 

Geltungsbereich 7.940 

zulässige Grundfläche (GR) 1.795 

Zulässige Grundfläche für Terrassen, Bal-

kone, Vordächer, Außentreppen (20 %) 
360 

Zulässige Gesamt-Grundfläche (GRZ) 0,60 

Vorgartenzone 1.115 

6. Alternativen 

Die Neustrukturierung der zentral gelegenen Innenbereichsflächen ist im Sinne einer 

zeitgemäßen Ortsentwicklung und des Flächenspargebots gerechtfertigt. Mit der Auf-

stellung des Bebauungsplans wird neuer, hochwertiger Wohnraum im Gemeindege-

biet unter Berücksichtigung der Anforderungen an die Klimaanpassung geschaffen. 

Sich aufdrängende Standortalternativen ergeben sich nicht. Die Planung entspricht 

den Zielen der Ortsentwicklung und wird den dortigen Standortpotenzialen gerecht.  
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7. Verwirklichung der Planung 

7.1 Bodenrechtliche Voraussetzungen 

Die Flächen sind in privater Hand und im Grundsatz erschlossen.  

7.2 Hinweise zur Umsetzung 

Außerhalb der Bauleitplanung sind durch die Gemeinde und private Bauherren ins-

besondere nachfolgende Erfordernisse zu beachten. 

ggf. erforderliche fachrechtliche Zulassungsverfahren, z.B.: 

▪ Denkmalrechtliche Erlaubnispflicht nach Art. 6 BayDSchG für Beseitigung, 

Veränderung oder Verlagerung von Baudenkmälern oder geschützten Ausstat-

tungsstücken, sowie für Errichtung, Veränderung oder Beseitigung von Anlagen 

in der Nähe von Baudenkmälern, wenn sich dies auf Bestand oder Erscheinungs-

bild des Baudenkmals auswirken kann, 

▪ Wasserrechtliche Erlaubnispflicht für die Versickerung von Niederschlags-

wasser außerhalb des Anwendungsbereichs der NWFreiV (s.u.), 

▪ Wasserrechtliche Genehmigungspflicht das Bauen im Grundwasserschwan-

kungsbereich sowie für eine evtl. notwendige Bauwasserhaltung (zuständige Be-

hörde ist das Landratsamt), 

 

Mitteilungs- und Meldepflichten: 

▪ Wasserrechtliche Anzeigepflicht bei Aufschluss von Grundwasser (§ 49 WHG), 

▪ denkmalrechtliche Meldepflicht nach Art. 8 DSchG an das Landesamt für Denk-

malpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt bei evtl. zu 

Tage tretenden Bodenfunden, 

▪ bodenrechtliche Mitteilungspflicht gem. Art. 1 BayBodSchG: Sollten während 

der Erdarbeiten optische oder organoleptische (sinnlich wahrnehmbare) Auffällig-

keiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenverände-

rung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt Landsberg a. Lech 

zu benachrichtigen. 

 

Vorhandene Infrastruktur: 

▪ bestehende Telekommunikationsanlagen und Energieversorgungsleitungen – 

hier insbesondere die Hausanschlüsse (bei Bauarbeiten sind die entsprechenden 

Kabelschutzanweisungen zu beachten). 

▪ Bei Arbeiten in der Nähe von Leitungen sind die einschlägigen Sicherheitsvor-

schriften zu beachten. 

▪ Bei der Bauausführung ist auf die vorhandenen Telekommunikationslinien zu ach-

ten und der ungehinderte Zugang jederzeit zu ermöglichen. 

▪ Es ist darauf zu achten, dass bestehende Grundstücksanschlüsse weiterhin ge-

nutzt werden. Auch ist zu berücksichtigen, dass Abwasserleitungen von privaten 

Grundstücken nicht überbaut werden dürfen.   
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Liegen Leitungen im Bereich von neu zu erstellenden Gebäuden, sind diese ent-

sprechend umzulegen. 

▪ Löschwasserversorgung 

Gem. BayFwG Art. 1 Abs. 2 Satz 2 obliegt es den Gemeinden in den Grenzen 

ihrer Leistungsfähigkeit, die notwendigen Löschwasserversorgungsanlagen be-

reitzustellen und zu unterhalten.  

 

Sonstige Erfordernisse und Hinweise für nachgeordnete Planungsschritte: 

Grundstücksteilungen 

Durch die Teilung eines Grundstücks im Geltungsbereich eines Bebauungsplans dür-

fen keine Verhältnisse entstehen, die den Festsetzungen des Bebauungsplans wider-

sprechen (§ 19 Abs.2 BauGB). Insbesondere die gesicherte Erschließung aller 

Grundstücke ist Voraussetzung für die Zulässigkeit von Vorhaben. 

Regenerative Energien 

Die Installation von Anlagen zur Gewinnung von Energie aus der Umwelt (z.B. Wär-

mepumpen, Solaranlagen) wird ausdrücklich begrüßt.  

Dabei ist auf einen ausreichenden Schallschutz gegenüber der Nachbarschaft zu 

achten (insbesondere bei der Installation von Luft-Wasser-Wärmepumpen im Freien). 

Beim Einbau von nach außen wirkenden Klima- und Heizgeräten (z.B. Luft-Wärme-

pumpen) sind die gesetzlichen öffentlich-rechtlichen Vorschriften einzuhalten. Es ist 

auf den Einbau lärmarmer Geräte zu achten. Der Immissionsbeitrag von nach außen 

wirkenden Klima- und Heizgeräten muss in der Nachbarschaft den Immissionsricht-

wert der TA Lärm um mindestens 6 dB(A) unterschreiten und darf am Immissionsort 

nicht tonhaltig sein.   

Hinsichtlich der tieffrequenten Geräusche ist die DIN 45680: 1997-03 zu beachten.  

Zur Auswahl der Geräte und zu wichtigen Gesichtspunkten bei der Aufstellung wird 

auf den „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären 

Geräten (Klimageräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärmepumpen und Mini-

Blockheizkraftwerke)“ und die Broschüre „Lärmschutz bei Luft-Wärmepumpen und 

Mini-Blockheizkraftwerke)“ und die Broschüre „Lärmschutz bei Luft-Wärmepumpen – 

Für eine ruhige Nachbarschaft“ des Bayerischen Landesamtes für Umwelt hingewie-

sen. Beide Veröffentlichungen sind im Internet eingestellt. 

Bodenschutz 

Die Verpflichtungen zum Schutz des Mutterbodens (§ 202 BauGB) sind zu beachten. 

Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei we-

sentlichen anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutz-

barem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 

In der historischen Karte von 1961 im Bayernatlas sind westlich des Plangebiets auf 

der anderen Seite der Zankenhauser Straße ehemalige Kiesgruben zu erkennen (vgl. 

Abb. 1). Falls Hinweise bestehen, dass auch auf den Grundstücken im Plangebiet 

Abgrabungen und Auffüllungen stattfanden, wird gebeten, dies der Unteren Boden-

schutzbehörde mitzuteilen. 
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Ansonsten sind laut aktueller Datenlage des Altlasten-, Bodenschutz-, und Deponiein-

formationssystems (ABuDIS) für den Landkreis Landsberg am Lech keine gefahren-

verdächtigen Flächen mit erheblichen Bodenbelastungen oder sonstigen Gefahren-

potentialen bekannt, die in negativer Weise auf das Schutzgut Boden-Mensch und 

Boden-Grundwasser im Geltungsbereich der o.g. Flächennutzungsplanänderungen 

und des Bebauungsplanes einwirken können.  

Sollten derartige Erkenntnisse beim Planungsträger vorhanden sein, die sich z.B. aus 

einer gewerblichen Vornutzung des Geländes oder aus Auffüllungen ableiten lassen 

oder Auffälligkeiten der Bodenbeschaffenheit im Zuge der Baumaßnahmen oder Nut-

zung bekannt werden, so sind diese gemäß § 5 Abs. 3 Nr. 3 BauGB und § 9 Abs. 5 

Nr. 3 BauGB zu berücksichtigen.  

In diesem Fall ist die untere Abfall- / Bodenschutzbehörde gemäß § 47 Abs. 3 KrWG 

und Art. 1 Satz 1 und 2 i. V. m. Art 12 BayBodSchG zu informieren. Die weiteren 

Maßnahmen wie Aushubüberwachung nach § 51 Abs. 1 Nrn. 1 u. 2 KrWG und Art. 

26 BayAbfG i. V.m. § 10 Abs. 2 Nrn. 5 - 8 KrWG, die Abstimmung von Verwertungs- 

und Entsorgungsmaßnahmen nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 und § 3 Nachweisverordnung 

und ggfs. nachfolgende Beweissicherungsuntersuchungen nach 10 Abs. 1 S. 1 i. V. 

m. § 4 Abs. 2 BBodSchG sind mit der unteren Abfall-/Bodenschutzbehörde abzustim-

men. 

Sollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten des Bodens festge-

stellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist 

unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde (Kreisverwaltungsbehörde) zu be-

nachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 Abs. 2 BayBodSchG). 

Eine Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser im Bereich der schädli-

chen Bodenveränderung oder Altlast ist nicht zulässig. Gesammeltes Niederschlags-

wasser muss in verunreinigungsfreien Bereichen außerhalb der Auffüllung versickert 

werden. Alternativ ist ein Bodenaustausch bis zum nachweislich verunreinigungs-

freien, sickerfähigen Horizont vorzunehmen. 

Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche Auffüllungen, Altab-

lagerungen, Bodenverunreinigungen o. Ä. angetroffen werden. In diesem Fall ist um-

gehend das Landratsamt Starnberg (Fachbereich Umweltschutz) zu unterrichten, das 

alle weiteren erforderlichen Schritte in die Wege leitet. 
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Schadstoffbelasteter Boden und Aushub, der bei Bauarbeiten anfällt, ist entspre-

chend den abfall- und bodenschutzrechtlichen Vorschriften ordnungsgemäß und 

schadlos zu entsorgen. Hierüber sind Nachweise zu führen und dem Landratsamt auf 

Verlangen vorzulegen. 

Artenschutz 

Zu beachten sind die artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände, insbesondere die 

Vorschriften des § 44 BNatSchG für besonders geschützte und bestimmte andere 

Tier- und Pflanzenarten. Insbesondere vor Abbruch von Gebäuden ist frühzeitig auf 

etwaige Gebäudebrüter und Fledermäuse zu achten. 

Es ist verboten, Bäume, die außerhalb des Waldes (…) oder gärtnerisch genutzten 

Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze in der 

Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden oder auf den Stock zu set-

zen; zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung des Zuwach-

ses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von Bäumen. (§ 39 Abs. 5 Nr. 2 

BNatSchG) 

In der architektonischen Ausgestaltung der Gebäudefassaden sind die Belange des 

Vogelschutzes zu berücksichtigen (Literaturhinweis: „Vermeidung von Vogelverlusten 

an Glasscheiben“ Beschluss der Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelwarten). 

Um Vogelschlag so gering wie möglich zu halten, ist bei der Gestaltung darauf zu 

achten, große Glasflächen, gläserne Eckkonstruktionen und verglaste Durch- und 

Übergänge zu vermeiden. Bei größeren Glasflächen müssen flächige Markierungen 

auf der Glasfläche angebracht werden. Auf spiegelndes Glas ist zu verzichten. 

Maßnahmen zur Eindämmung der Lichtemissionen sind über die Ergänzung des Bay-

erischen Naturschutzgesetztes um den Art. 11a von 2019 geregelt. 

Zum Schutz von Insekten und Fledermäusen (Flugroute und Nahrungsangebot) sind 

geeignete Lampenkonstruktionen und Leuchtmittel einzusetzen:  

▪ Es sind Lampen mit einem hohen gelben Lichtanteil wie Natrium-Niederdruck-

dampflampen oder LEDs mit bernsteingelber oder warmweißer Farbe zu verwen-

den, da diese einen geringen UV- und Blauanteil haben. 

▪ Es sind voll abgeschirmte Leuchten zu verwenden, die nur in einem Winkel von 

20° unterhalb der Horizontalen strahlen. Ebenso ist auf geneigte Lampen zu ver-

zichten. Die Lampenmasthöhe ist so niedrig wie möglich zu halten (Lichtpunkt-

höhe bei Straßenlampen 4,5 m) Lampen sollen in der zweiten Nachthälfte ge-

dimmt und in den frühen Morgenstunden (zwei Stunden vor Sonnenaufgang) ab-

geschaltet werden. 

▪ Es sind insektendichte und eingekofferte Lampenkonstruktionen auswählen, die 

sich nicht zu Insektenfallen entwickeln können Bodenstrahler und Kugellampen 

sind unzulässig 

Immissionsschutz 

Bei der Aufstellung von Wärmepumpen im Freien ist sicherzustellen, dass die durch 

die Wärme-pumpe verursachte Zusatzbelastung am nächstgelegenen Immissionsort 

in der Nachbarschaft den jeweiligen Immissions-Richtwert der TA Lärm für die Nacht-

zeit um mindestens 6 dB(A) unterschreitet (s. Tabelle). Damit soll gewährleistet wer-

den, dass noch Emissionskontingente für weitere Anlagen bestehen und der Immis-

sionsrichtwert nicht bereits durch eine Anlage ausgeschöpft wird.  



Eching am Ammersee Begründung - Bebauungsplan „Gebiet östlich der Zankenhauser Straße“ 09.06.2026 

 

PV Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München ECA 2-38 Seite 37/38 

Bei der Prüfung sind ggf. auch Zuschläge für die Tonhaltigkeit und Reflexionen an 

Fassaden zu berücksichtigen. 

Tabelle: 

 

Zur Vermeidung von Lärmkonflikten wird empfohlen, vor dem Kauf der Wärmepumpe 

von einem unabhängigen Sachverständigen eine detaillierte Prognose der Lärmim-

missionen erstellen zu lassen. 

Weitergehende Informationen mit Berechnungshilfen gibt es im Internet: 

– LAI-Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm beim Betrieb von 

stationären Geräten in Gebieten, die dem Wohnen dienen (Kurzfassung für Luft-

wärmepumpen, Stand 28.08.2023):  

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden-laerm-bei-statio-

naeren-geraetenkurzfassung_1698053205.pdf     

– Schallrechner für Wärmepumpen im Internet (interaktiver Assistent zum LAI-

Leitfaden): https://lwpapp.webyte.de/  

Brandschutz 

Für den baulichen Brandschutz sind die Bestimmungen der BayBO sowie die techni-

schen Baubestimmungen zu beachten. Verkehrsflächen sind so anzulegen, dass sie 

hinsichtlich Fahrbahnbreiten, Krümmungsradius usw. mit den Fahrzeugen der Feuer-

wehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. Die Tragfähigkeit muss für 

Fahrzeuge bis 16 t (Achslast 10 t) ausgelegt sein. Auf die Richtlinie „Flächen für die 

Feuerwehr“ und die DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ wird 

verwiesen. Die Löschwasserversorgung ist nach dem Regelwerk DVGW-W 405 si-

cher zu stellen. 

Bei Gebäuden, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Ver-

kehrsfläche entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten zu den vor und hinter den 

Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und Bewegungsflächen herzustellen, wenn 

sie aus Gründen des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind. Die Feuerwehrzufahrten 

sowie Bewegungsflächen sind nach DIN 14090 einzurichten und zu unterhalten. 

Durch die Baumaßnahmen dürfen die Rettungswege der vorhandenen Gebäude nicht 

beeinträchtigt werden. 

Das bestehende und unter der Aufsicht der örtlichen Feuerwehr befindliche Hydran-

tennetz stellt die Löschwasserversorgung gesichert her. 

  

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden-laerm-bei-stationaeren-geraetenkurzfassung_1698053205.pdf
https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/leitfaden-laerm-bei-stationaeren-geraetenkurzfassung_1698053205.pdf
https://lwpapp.webyte.de/
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Empfehlungen: 

Im Allgemeinen soll darauf geachtet werden, die Flächenversiegelung so gering wie 

möglich zu halten.  

Maßnahmen für die gezielte Rückhaltung von Niederschlagswasser, z.B. Zister-

nen werden ausdrücklich empfohlen. Auf die Möglichkeit der Verwendung des Nie-

derschlagswassers als Brauchwasser zur Gartenbewässerung und Toilettenspü-

lung wird hingewiesen.  

Der Bau von Regenwassernutzungsanlagen ist dem Landratsamt und dem Wasser-

versorger anzuzeigen (§ 13 Abs. 3 TrinkwV; § 3 Abs. 2 AVBWasserV). Es ist sicher-

zustellen, dass keine Rückwirkungen auf das öffentliche Wasserversorgungsnetz ent-

stehen. 

Empfehlenswert ist es, neue Gebäude mit Fassadenquartieren für diverse Gebäu-

debrüterarten auszustatten. Diese können ohne viel Aufwand und unauffällig in die 

Fassade integriert werden – ein einfacher Beitrag zum Artenschutz. 

Für eine gesunde Entwicklung, Langlebigkeit und wenig Pflegeaufwand werden für 

den durchwurzelbaren Raum bei Baumneupflanzungen mit Bodenanschluss fol-

gende Gesamtvolumina empfohlen: 

▪ Bäume I. Ordnung (Großbäume über 20 m Höhe): 29-36 m3 

▪ Bäume II. Ordnung (mittelgroße Bäume 10 – 20 m Höhe): 21-28 m3 

▪ Bäume III. Ordnung (Kleinbäume bis 10 m Höhe): 13-20 m3 

▪ Obstbäume: 13-18 m3 

 

 

 

 Gemeinde Eching am Ammersee, den  ...............................................  

 

   ..........................................................................................  

  Dr. Michael Smida, Erster Bürgermeister  

 


